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Einführung

A. Einleitung

Das Europawahlrecht sieht sich deutlicher Kritik aus dem Schrifttum ausgesetzt. 
Es sei die „Achillesferse der europäischen Demokratie“1 und ein „Muster dafür, 
was in der EU nicht vernünftig [funktioniere] und das europäische Einigungspro-
jekt in Misskredit [bringe].“2 Diesem Rechtsgebiet will sich die folgende Untersu-
chung unter dem Fokus auf wahlrechtlichen Sperrklauseln widmen.

Die Materie fällt auf den ersten Blick durch eine außergewöhnliche Änderungs-
festigkeit auf: Im dynamischen Prozess der europäischen Integration3 wurden Ver-
tragswerke geschaffen, Sekundärrechtsakte erlassen und Urteile gesprochen. Das 
zentrale unionsrechtliche Regelungswerk des Europawahlrechts – der Akt zur Ein-
führung allgemeiner unmittelbarer Wahlen der Abgeordneten der Versammlung4 
(der sog. Direktwahlakt – DWA) – wurde seit seinem Erlass 1976 nur ein einziges 
Mal grundlegend modifiziert.5 Auch das Änderungsverfahren, das den Anlass dieser  
Untersuchung bildet, begann 2015 im Europäischen Parlament mit einem Bericht 
des Ausschusses für konstitutionelle Fragen und dauert nach wie vor an.6 Der Be-
schluss (EU, Euratom) 2018/994 des Rates vom 13. 7. 2018 markiert zwar den 

	 1	Peuker, ZEuS 2008, 453 (453); Ruffert, in: Masing / Jestaedt / Jouanjan / Capitant, Politische 
Gestaltung durch Repräsentativorgane, 2019, 63 (65); ders., in: Bitburger Gespräche Jahrbuch 
2018, 2019, 65 (68).
	 2	Giegerich, ZEuS 2018, 145 (163).
	 3	Vgl. Calliess, in: ders. / Ruffert, EUV / AEUV, 6. Aufl. 2022, EUV Art. 1 Rn. 9.
	 4	Akt zur Einführung allgemeiner unmittelbarer Wahlen der Abgeordneten des Europä
ischen Parlaments im Anhang zum Beschluß (76/787/EGKS, EWG, Euratom) des Rates vom 
20. 9. 1976 (ABl. 1976 L 278 S. 1, ber. ABl. 1976 L 326 S. 32). Im Folgenden wird zwischen 
dem DWA-1976, dem DWA-1997, dem DWA-2002 und dem DWA-2018 unterschieden, wobei 
sich die Jahresangaben auf seinen Erlass bzw. besonders relevante Änderungen beziehen. Es 
wird dabei auf den Zeitpunkt des Beschlusses des Aktes bzw. der jeweiligen Änderung abge-
stellt, nicht auf deren Inkrafttreten. Die Angabe meint außerdem den gesamten DWA in seiner 
jeweiligen Fassung, nicht den ihn jeweils ändernden Rechtsakt. 
	 5	Vgl. de León, E. L. Rev. 42 (2017), 353 (367).
	 6	Bericht über die Reform des Wahlrechts der Europäischen Union (2015/2035(INL)) vom 
2. 10. 2015, A8–0286/2015; inzwischen liegt sogar eine neue Initiative des Europäischen Parla-
ments vor, siehe dazu die Legislative Entschließung des Europäischen Parlaments vom 3. 5. 2022 
zu dem Vorschlag für eine Verordnung des Rates über die allgemeine unmittelbare Wahl der 
Mitglieder des Europäischen Parlaments sowie zur Aufhebung des Beschlusses (76/787/EGKS, 
EWG, Euratom) des Rates und des diesem Beschluss beigefügten Akts zur Einführung allge-
meiner unmittelbarer Wahlen der Mitglieder des Europäischen Parlaments (2020/2220(INL) – 
2022/0902(APP)), P9_TA(2022)0129; dazu Rathke, in: Jahrbuch für Vergleichende Staats- und 
Rechtswissenschaften, 2022, 173 (181 ff.).
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Abschluss des europäischen Verfahrensteils.7 Die gem. Art. 223 Abs. 1  UAbs. 2 
S. 2 AEUV für sein Inkrafttreten erforderliche mitgliedstaatliche Zustimmung steht 
jedoch in Deutschland, Spanien und Zypern noch aus.8 

Diese Änderungsfestigkeit mag alleine nicht die Dysfunktion des Europawahl-
rechts belegen. Sie führt aber zur Fortgeltung des als Provisorium geschaffenen 
Regelungsansatzes des DWA-1976, der grundlegende europäische Vorgaben mit 
weiten mitgliedstaatlichen Gestaltungsspielräumen kombiniert.9 Die eigentlich zu-
tiefst europäische Materie des Europawahlrechts, die immerhin die einzig direkte 
Wahl eines Unionsorgans durch die Unionsbürgerinnen und -bürger betrifft, ist in 
der Konsequenz von einem bemerkenswert geringen Maß an unionsrechtlicher Ver-
einheitlichung geprägt. Das Wahlrecht liegt vom konkreten Wahltermin, über das 
Mindestalter für aktives und passives Wahlrecht bis hin zu den Verrechnungsver-
fahren für die mitgliedstaatliche Sitzverteilung in der Hand der Mitgliedstaaten.10 
Resultat ist ein Zusammenwirken europäischer und nationaler Rechtsquellen in 
einem Bereich, der grundlegende Fragen nationaler Staatlichkeit und europäischer 
Legitimation betrifft. Auf nationaler Ebene bedeutet die Wahl des Parlaments durch 
die Wahlberechtigten – klassischerweise die Staatsbürgerinnen und -bürger11 – ihre 
„ursprünglichste und wichtigste Äußerungsform [in] der repräsentativen Demokra-
tie überhaupt.“12 Aus europäischer Perspektive geht es um nicht weniger als die 
Frage, nach welchen Regeln sich der europäische Legitimationsstrang des dualen 
Legitimationskonzepts der EU konstituieren soll. Die Entscheidung darüber beein-
flusst, welche legitimierende Kraft er in der Folge entfalten kann.

Unter diesen Vorzeichen spielt sich in Deutschland seit mehr als zehn Jahren 
eine Auseinandersetzung über die Zulässigkeit einer nationalen Sperrklausel für 

	 7	Beschluss (EU, Euratom) 2018/994 des Rates vom 13. 7. 2018 zur Änderung des dem Be-
schluss 76/787/EGKS, Euratom des Rates vom 20. 9. 1976 beigefügten Akts zur Einführung 
allgemeiner, unmittelbarer Wahlen der Mitglieder des Europäischen Parlaments (Abl. 2018 L 
178 S. 1; ber. ABl. 2018 L 310 S. 44).
	 8	Dazu Cicchi, Europeanising the elections of the European Parliament, 2021, 43 ff. Ein 
deutsches Zustimmungsgesetz liegt inzwischen vor: Am 15. 6. 2023 stimmten 568 der 736 Mit-
glieder des Bundestages nach dritter Lesung dem Gesetzesentwurf der Bundesregierung (siehe 
dazu BT-Drs. 20/6821) zu (siehe zum Ergebnis der namentlichen Schlussabstimmung Plenar-
protokoll des Bundestages 20/109 vom 15. 6. 2023, 13307D ff.). Der Bundesrat hatte zuvor 
in seiner Sitzung vom 12. 5. 2023 keine Einwände gegen den Gesetzesentwurf erhoben (siehe 
dazu Plenarprotokoll 1033 des Bundesrates vom 12. 5. 2023, 142 f.). Der Bundesrat stimmte 
dem Gesetzesbeschluss des Bundestages (siehe BR-Drs. 276/23) wiederum am 7. 7. 2023 mit 
56 seiner 69 Mitglieder zu (siehe Plenarprotokoll 1035 des Bundesrates vom 7. 7. 2023, 219 f.). 
Zum Zeitpunkt der Manuskriptfertigstellung war das Gesetz noch nicht im Bundesgesetzblatt 
verkündet (Stand: 15. 7. 2023).
	 9	Ivan, in: Carp / Matiuţa, 2019 European Elections, 2020, 39 (45).
	 10	Braun / Tausendpfund, ZParl 2019, 715  (717); Ivan, in: Carp / Matiuţa, 2019 Euro-
pean Elections, 2020, 39 (45 f.); der Wahltermin muss innerhalb des viertägigen Zeitraums 
gem. Art. 10 Abs. 1 DWA-2018 festgelegt werden.
	 11	Zur Verknüpfung des Wahlrechts mit dem Innehaben der Staatsbürgerschaft Lardy, Oxford 
Journal of Legal Studies 1997, 75 (75); Haag, FS Bieber, 2007, 137 (138).
	 12	BVerfGE 3, 19 (26).
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die Europawahl ab. Für die Wahl des deutschen Kontingents galt seit der ersten Di-
rektwahl des Europäischen Parlaments im Jahr 1979 eine Mindestschwelle i. H. v. 
5 %,13 die das BVerfG 1979 noch als verfassungsgemäß qualifizierte.14 Umso über-
raschender war es, als 2011 eine gegen diese Regelung gerichtete Wahlprüfungs-
beschwerde Erfolg hatte: In einem vielfach kritisierten Urteil erklärte das BVerfG 
das 5 %-Quorum für verfassungswidrig.15 Die tatsächlichen und rechtlichen Ver-
hältnisse sollten trotz der seit 1979 deutlich gewachsenen Kompetenzen des Euro-
päischen Parlaments keine hinreichenden Gründe dafür bieten, den mit der Sperr-
klausel verbundenen schwerwiegenden Eingriff in die Wahlrechtsgleichheit und die 
Chancengleichheit der Parteien zu rechtfertigen.16 Das BVerfG ordnete allerdings 
weder eine erneute Wahl noch eine Neuvergabe der Mandate an. Dieses Unterlas-
sen beschäftigte in der Folge den EGMR, der die dagegen gerichteten Individual-
beschwerden als offensichtlich unbegründet zurückwies.17

Der Bundesgesetzgeber entschied sich 2013 nichtsdestotrotz zur Einführung 
einer 3 %-Sperrklausel.18 Deren Verfassungswidrigkeit stellte das BVerfG 2014 in 
einem erneut kritisierten, allerdings weniger überraschenden Urteil fest.19 In der 
deutschen Europapolitik blieb das Projekt einer Sperrklausel für die Europawahl 
auch danach aktuell. Maßgeblich aufgrund deutscher Initiative kam es 2018 zum 
Erlass des Beschlusses (EU, Euratom) 2018/994, der in seinem Art. 1 eine Ände-
rung von Art. 3 DWA-2002 vorsieht.20 Gem. Art. 3 Abs. 2 DWA-2018 müssen Mit-
gliedstaaten, in denen eine Listenwahl stattfindet, für Wahlkreise, in denen mehr 
als 35 Sitze vergeben werden, in Zukunft eine Mindestschwelle von mindestens 

	 13	§ 2 Abs. 6 des Gesetzes über die Wahl der Abgeordneten des Europäischen Parlaments aus 
der Bundesrepublik Deutschland (Europawahlgesetz – EuWG) vom 16. 6. 1978 (BGBl. I S. 709 
[710]).
	 14	BVerfGE 51, 222.
	 15	§ 2 Abs. 7 EuWG in der Fassung der Bekanntmachung vom 8. 3. 1994 (BGBl. I S. 424, ber. 
BGBl. I S. 555), zuletzt geändert durch Art. 2 des Gesetzes zur Änderung des Wahl- und Ab-
geordnetenrechts vom 17. 3. 2008 (BGBl. I S. 394). In ihrer Deutlichkeit changierende Kritik 
findet sich u. a. bei Schönberger, JZ 2012, 80 ff.; Hillgruber, JA 2012, 316 (318 f.); Grzeszick, 
EuR 2012, 667 (671 ff.); Geerlings / Hamacher, DÖV 2012, 671 (675 ff.); Eilert, DVBl. 2012, 
234 ff.; Hrbek, integration 2013, 259 (272 ff.); Gundel, in: Stern / Sodan / Möstl, Das Staatsrecht 
der Bundesrepublik Deutschland, 2. Aufl. 2022, Bd. I, § 18 Rn. 58 ff.; grundsätzliche Zustim-
mung dagegen bei Roßner, NVwZ 2012, 22 ff.; Morlok, JZ 2012, 76 ff.; v. Arnim, DÖV 2012, 
224 (224); Lembcke / Peuker / Seifarth, DVBl. 2012, 401 ff.; Ehlers, ZG 2012, 188 (195 ff.).
	 16	BVerfGE 129, 300 (324).
	 17	EGMR, Entsch. v. 5. 7. 2016, Nr. 28811/12 u. 50303/12.
	 18	§ 2 Abs. 7 a. F. EuWG in der Fassung des Fünften Gesetzes zur Änderung des Europawahl-
gesetzes vom 7. 10. 2013 (BGBl. I S. 3749).
	 19	BVerfGE 135, 259; kritisch z. B. Frenz, DÖV 2014, 960 ff.; Felten, EuR 2014, 298 ff.; 
Grzeszick, NVwZ 2014, 537 ff.; Haug, ZParl 2014, 467 ff.; Kotzur / Heidrich, ZEuS 2014, 
259  (265 ff.); Gundel, BayVBl. 2014, 586 ff.; Schäfer, StudZR 2014, 271 (286); Misol, in: 
Scheffczyk / Wolter, Linien der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts, Bd. 4, 2017, 
359 (373 ff.); kritisch zur Kritik wiederum v. Arnim, DVBl. 2014, 1489 ff.
	 20	So auch die Einschätzung von Hölscheidt, in: Grabitz / Hilf / Nettesheim, Das Recht der 
EU, Stand: 78. Lfg. 2023, AEUV Art. 223 Rn. 27; Röben, in: Dörr / Grote / Marauhn, EMRK / GG 
Konkordanzkommentar, 3. Aufl. 2022, Kap. 5 Rn. 109; vgl. auch BT-Drs. 19/1979, 31.




